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KAPITEL 1:  
Die Drachentöter

Jahrzehntelang hatten sie gegen die friedliche Nutzung der Nu-
klearenergie gekämpft. Erst auf der Straße, dann in den Parla-
menten und schließlich in den Ministerien. Mit lautstarkem, 
teils gewalttätigem Protest, mit Hartnäckigkeit, List und Tücke. 
Doch nachdem sie es geschafft hatten, die Technologie zu einem 
Tabu zu machen, an das sich weder die deutschen Energiekon-
zerne noch einst kernkraftfreundliche Parteien herantrauten, be-
schlich so manchen Grünen heimlich Zweifel. Der Grund dafür: 
Die „Energiewende“, ein Abermilliarden verschlingender Umbau 
des Stromsystems, droht Deutschland wirtschaftlich zu ruinieren 
und hält nicht, was ihre Verfechter versprechen. Der Kohlendi-
oxidausstoß des deutschen Stromsystems ist nach wie vor deutlich 
höher als der vieler anderer europäischer Länder.

Ein noch größeres Tabu als in der deutschen Öffentlichkeit ist 
das Thema Kernkraft innerhalb der Partei selbst. Das erste pro-
minentere Parteimitglied, das sich traute, es zu brechen, war Ralf 
Fücks. Der 73-Jährige kam wie einige Grüne seiner Generation 
in den 1980er Jahren über maoistische K-Gruppen zur „Atom-
kraft? Nein danke“-Bewegung und von dort zu der damals neu 
entstehenden linksalternativen Partei. Die Anti-AKW-Bewegung, 
die für die K-Gruppen „nur ein Durchlauferhitzer im Kampf 
gegen den Kapitalismus“ gewesen sei, gehöre zur DNA der deut-
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schen Grünen, sagte Fücks in einem Interview mit dem Nach-
richtenmagazin Spiegel. Er war knapp zwei Jahre Bundessprecher 
der Ökopartei, in den 1990er Jahren Senator und Bürgermeister 
in Bremen und leitete dann lange die den Grünen nahestehen-
de Heinrich-Böll-Stiftung. „Das ist ein historisches Erbe, das die 
Partei nicht einfach ablegen kann. Dennoch irritiert mich diese 
Verfestigung zu einem Glaubenssatz, zu einem Dogma, das nicht 
zur Disposition gestellt werden darf. Wir sind Gefangene unserer 
Überzeugungen von gestern, obwohl wir uns in einer neuen Rea-
lität befinden.“1 

Dieses Interview mit Fücks, der stets als Vordenker der Grünen 
galt, erschien im Februar 2022. Russlands Präsident Wladimir Pu-
tin hatte bereits seine Truppen an der Grenze zur Ukraine zusam-
mengezogen, aber die Welt rätselte noch, was er vorhabe. Fücks 
begründete seinen Tabubruch daher nicht nur mit dem CO2-Ar-
gument: „Wir hätten die Reihenfolge des Ausstiegs aus Kohle und 
Atomenergie ändern sollen. Oder wenigstens eine offene Debatte 
führen, ob wir nicht die falschen Prioritäten gesetzt haben ange-
sichts der globalen Bedrohung durch den Klimawandel.“ Sondern 
er warnte auch vor den „geopolitischen Konsequenzen unserer 
Energiepolitik, die uns jetzt auf die Füße fallen“ und sagte: „Wir 
wollten uns lange nicht eingestehen, dass der forcierte Ausstieg 
aus der Atomenergie in eine verstärkte Abhängigkeit von Erdgas 
führt.“

Er traf damit den Kern des Problems. Der deutsche Atom-
ausstieg war von Anfang an ein Gaseinstieg. Denn was die Ver-
fechter der Energiewende bis heute nicht wahrhaben wollen: Mit 
schwankenden Erzeugern wie Windkraft- und Solaranlagen lässt 
sich keine stabile Stromversorgung aufrechterhalten. Man braucht 
zuverlässige Kraftwerke, um die unzuverlässigen „Erneuerbaren“ 
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auszugleichen. Da Gaskraftwerke flexibel sind und weniger CO2 
als Kohlekraftwerke ausstoßen, schien Russland mit seinen schier 
endlosen Erdgasvorräten der ideale Partner der deutschen Ener-
giewende zu sein. Der Bau der beiden Nordseepipelines Nord
stream 1 und 2 wurde mit dieser Begründung vorangetrieben und 
von verschiedenen Bundesregierungen gegen alle Bedenken an-
derer Europäer und des wichtigsten Bündnispartners USA unter-
stützt. Selbst die rot-grün-gelbe Ampelkoalition verfolgte noch 
den Plan, Dutzende neue Gaskraftwerke zu bauen – für windstille 
und sonnenarme Zeiten. Den Brennstoff sollte Putin liefern.

Wenige Tage nachdem das Interview mit Fücks erschienen 
war, marschierten russische Soldaten in die Ukraine ein. Es war 
der 24. Februar 2022 und in Deutschland war sofort klar, dass die-
ser Überfall nicht nur eine sicherheitspolitische „Zeitenwende“ 
sein würde, sondern auch eine energiepolitische. Ohne russisches 
Erdgas, die Stütze des Atomausstiegs, drohte das ohnehin schon 
stark bröckelnde Gebäude der deutschen Energiewende endgültig 
einzustürzen.

Noch am selben Tag traf sich Robert Habeck, neuer Bundes-
minister für Wirtschaft und Klimaschutz, mit dem Vorstandsvor-
sitzenden des Energiekonzerns RWE, Markus Krebber, zu einem 
vertraulichen Gespräch im Wirtschaftsministerium. Mit dabei 
war Habecks Staatssekretär Patrick Graichen. RWE ist einer der 
größten Strom- und Gasversorger Deutschlands. Sein histori-
scher Schwerpunkt liegt auf der Braunkohle. Allerdings gehören 
dem Unternehmen aus Essen auch fünf deutsche Kernkraftwerke. 
Vier davon waren Anfang 2022 bereits stillgelegt, eines lief noch: 
das Kernkraftwerk Emsland im niedersächsischen Lingen. Ein 
zweites, Grundremmingen im schwäbischen Teil Bayerns, war 
erst zum Jahreswechsel vom Netz genommen worden.
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Der Termin mit Habeck und Graichen sei bereits lange vorher 
„eigentlich zu anderen Themen“ geplant gewesen, sagte Krebber 
mehr als zweieinhalb Jahre später als Zeuge vor dem Untersu-
chungsausschuss des Bundestags, der die Reaktion der Bundesre-
gierung auf die sich damals abzeichnende Energiekrise aufklären 
sollte. In dem Gespräch sei die Frage aufgekommen, „inwieweit 
der Weiterbetrieb der Kernkraftwerke, die planmäßig Ende 2022 
abgeschaltet werden sollten, helfen könnte“. Zwei Tage später 
schickte Krebber eine E-Mail an den Minister und seinen für 
Energiethemen zuständigen Spitzenbeamten. „Wie erbeten füge 
ich ein Papier bei, das die komplexen Aspekte beschreibt, die bei 
etwaigen Überlegungen zum Weiterbetrieb von Kernkraftwerken 
zu berücksichtigen wären“, schrieb der RWE-Chef und betonte: 
Wie man das Thema beurteile, „kann nur politisch entschieden 
werden“.

Mindestens sechs Kernkraftwerke hätte die Bundesregierung im 
Frühjahr 2022 retten können: die drei noch laufenden, darunter 
Emsland, deren endgültige Abschaltung für Ende des Jahres ge-
plant war, und drei weitere, die wie Grundremmingen zwei Mo-
nate zuvor stillgelegt worden waren. Sie hätten ohne unüberwind-
bare Schwierigkeiten reaktiviert werden können.

Doch dazu kam es nicht. Mit Ach und Krach konnten sich 
die Grünen zu einer minimalen Laufzeitverlängerung dreier Re-
aktoren durchringen – für dreieinhalb Monate und ohne neue 
Brennelemente. Und selbst zu dieser Entscheidung standen die 
Partei und ihr Wirtschaftsminister nicht offen. Sie versteckten 
sich hinter einem „Machtwort“ des sozialdemokratischen Bun-
deskanzlers Olaf Scholz. Vorangegangen war ein monatelanges 
Ringen inner- und außerhalb der Koalition, bei dem in von Grü-
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nen geführten Ministerien mit Manipulationen und Täuschungs-
manövern gearbeitet wurde, um den politischen Lebenstraum der 
Gründungsgeneration nicht zu gefährden. Es galt, den Atomaus-
stieg durchzusetzen. Koste es, was es wolle.

Als die letzten deutschen Kernkraftwerke im April 2023 abge-
schaltet wurden, gaben in Meinungsumfragen von ARD und ZDF 
fast 60 Prozent der Befragten an, dass sie den Ausstieg für falsch 
hielten. Sogar 18 Prozent der befragten Grünen-Wähler schlossen 
sich diesem Urteil an. Noch verständnisloser blickte man im Aus-
land auf diese Entscheidung.

Der historische Sieg der Anti-Atom-Partei war daher in 
Wahrheit gar keiner. Denn er zeigte aller Welt, dass das Land der 
nüchternen Ingenieure energiepolitisch von starrköpfigen Ideo-
logen gelenkt wird, die weder Klimawandel noch Krieg und Krise 
zum Umdenken bewegen. Und er ließ immer mehr Bürger daran 
zweifeln, ob diejenigen, die Deutschlands Energiepolitik seit Jahr-
zehnten machtbewusst prägen, die richtigen dafür sind.

Dabei hätte es auch anders laufen können. Am Sonntagabend, 
27.  Februar 2022, begrüßte die Fernsehjournalistin Tina Hassel 
ihre Zuschauer mit dramatischen Worten: „Willkommen zu die-
sen ‚Bericht aus Berlin‘ an einem bemerkenswerten Tag, an dem 
sich die Grundfesten deutscher Politik in einem atemberaubenden 
Tempo verschieben.“ Es war der Tag, an dem Bundeskanzler Olaf 
Scholz in einer Sondersitzung des Bundestags die „Zeitenwende“ 
verkündet hatte. Rund 400 Meter entfernt, im ARD-Hauptstadt-
studio an der Spree, war nun der Vizekanzler und Wirtschafts-
minister Robert Habeck zu Gast. Von ihm wollte die Moderatorin 
wissen, was der russische Angriffskrieg für die deutsche Energie-
sicherheit bedeute: „Im Koalitionsvertrag steht wörtlich drin, man 
brauche Gas für eine Übergangszeit von circa zehn bis 15 Jahren, 

07341_Graeber_Akte_Atomausstieg.indd   1107341_Graeber_Akte_Atomausstieg.indd   11 1/27/2025   10:32:25 AM1/27/2025   10:32:25 AM



Die Drachentöter

12

sozusagen als Brücke, bis man auch wirklich sauber und neutral 
produzieren kann. Diese Brücke ist jetzt zusammengebrochen. 
Was heißt das jetzt? Muss dann doch Kohle länger gebraucht wer-
den oder Atomkraft länger am Netz bleiben?“, fragte Hassel.

Die ARD-Journalistin sprach den letzten Teil ihrer Frage so 
selbstverständlich und fast beiläufig aus, als hätten die Öffentlich-
Rechtlichen nichts mit dem Atomausstieg zu tun. Dabei haben sie 
diesen durch ihre extrem einseitige Berichterstattung über Kern-
kraft mit herbeigesendet. Habeck wich der heiklen Frage zunächst 
aus, indem er nur über Gas und Kohle sprach, sagte dann aber 
auf Nachfrage etwas, was für ihn noch fatale Folgen haben soll-
te. Denn der damals frisch ins Amt gekommene Minister, dessen 
große Pläne vom Umbau der Industrie durch russische Panzer 
überrollt wurden, versprach etwas, was er nicht halten konnte: die 
Atomkraftfrage ohne Tabus zu prüfen.

„Es gehört zur Prüfungsaufgabe auch meines Ministeriums, 
auch diese Frage zu beantworten“, begann Habeck und fuhr dann 
so fort, wie man es von einem Grünen erwarten würde. Eine Lauf-
zeitverlängerung würde für den kommenden Winter nicht helfen, 
behauptete er, „weil die Vorbereitungen der Abschaltung schon 
so weit fortgeschritten sind, dass die Atomkraftwerke nur unter 
höchsten Sicherheitsbedenken und möglicherweise mit noch 
nicht gesicherten Brennstoffzulieferungen weiterbetrieben wer-
den könnten“. Die „höchsten Sicherheitsbedenken“ betonte der 
Minister mit eindringlicher Stimme und verbreitete damit – ob 
mit Absicht oder weil er es nicht besser wusste – zu bester Sende-
zeit Falschinformationen. Dann folgte Habecks Schlüsselsatz, der 
aufhorchen ließ: „Insofern ist die Frage eine relevante. Ich würde 
sie nicht ideologisch abwehren.“ – „Noch eine der vielen Kühe, 
die an diesem Wochenende oder in dieser Krise geschlachtet wer-
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den“, stellte Tina Hassel verdutzt fest und wollte zum nächsten 
Thema überleiten. Doch Habeck, dem beim Schlachten der hei-
ligsten Kuh seiner Partei vermutlich nicht ganz wohl war, fiel ihr 
ins Wort und wiederholte: „Für den Winter 2022/23 wird uns die 
Atomkraft nicht helfen.“ Dass diese Aussage falsch war, zeigt der 
weitere Verlauf der Geschehens: Im Winter blieben die Kernkraft-
werke am Netz, weil sie halfen.

Wie ernst auch immer Habeck seinen Schlüsselsatz meinte, ob 
er ihn sich vorher zurechtgelegt hatte oder ob er ihm vor laufen-
der Kamera herausgerutscht ist: Das Versprechen, eine Laufzeit-
verlängerung der Kernkraftwerke unideologisch zu prüfen, war in 
der Welt. Ausgesprochen vom wichtigsten Minister einer Partei, 
deren Aufstieg in höchste Staatsämter eng mit dem Kampf gegen 
die Atomkraft verbunden ist. Die Grünen haben dieses Ziel seit 
ihrer Gründung in den 1980er Jahren mit einer solchen Ausdau-
er und einem solchen strategischen Geschick verfolgt, dass ihnen 
selbst Kernkraftbefürworter dafür Respekt zollen. Sollte es Robert 
Habeck, der 1969 geboren wurde und nicht zur Generation Gor-
leben zählt, tatsächlich in Erwägung gezogen haben, kurz vor Er-
reichen des Ziels am Atomausstieg zu rütteln: Er hätte sich mit 
mächtigen Gegnern anlegen müssen – innerhalb seiner Partei.

Wenn es jemanden gibt, der den erfolgreichen Kampf gegen die 
Kernkraft verkörpert, der dem Atomausstieg ein Gesicht gibt, 
dann ist es Jürgen Trittin. Der Urgrüne stammt aus Bremen, 
wuchs dort in bürgerlichen Verhältnissen auf und schloss sich 
während seines Studiums in Göttingen dem Kommunistischen 
Bund an. Von dort kam er 1980 zu den neu gegründeten Grünen 
und machte sich auf den langen Marsch durch die Institutionen. 
Erst war er Kommunalpolitiker, dann Landesminister in Nieder-
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sachsen. Schließlich wechselte Trittin in die Bundespolitik und 
wurde, als seine Partei dort 1998 erstmals an die Macht kam, Mi-
nister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im rot-grü-
nen Kabinett des SPD-Kanzlers Gerhard Schröder. Er war damit 
Chef der obersten Atomaufsichtsbehörde Deutschlands.

Am 15.  April 2023, dem Tag, an dem die letzten deutschen 
Kernkraftwerke abgeschaltet wurden, erschien in der linksalter-
nativen taz ein großes Interview mit Jürgen Trittin. Er zog darin 
selbstzufrieden Bilanz und schilderte rückblickend, wie er und 
seine Mitstreiter vorgegangen waren: „Man hat zuerst versucht, 
durch die Besetzung von Bauplätzen den Neubau zu verhindern. 
Diese Strategie ist nicht komplett gescheitert. Es gab Planungs-
stopps. Aber die Nutzung der Atomenergie an sich wurde nicht 
beendet“, beschrieb er die militante Phase und schwärmte davon, 
dass sich konservative Landwirte an den Protestaktionen betei-
ligten. Auch das ist eine Erklärung dafür, weshalb älteren Grünen 
der Anti-Atom-Glaube so heilig ist: Es gelang ihnen mit diesem 
Thema zum ersten Mal, politische Zustimmung weit über das 
eigene Milieu hinaus zu erhalten. „Der Kampf gegen die Atom-
kraft war konstituierend für die Partei“, sagte Trittin. „Er brachte 
Kräfte aus sehr unterschiedlichen Ecken zusammen, vom CDU-
Abgeordneten Herbert Gruhl über FDPler und SPD-Mitglieder 
bis zu Linksradikalen wie mir. Damit die alle zusammenkommen 
konnten, war eine Frage nötig, in der sie sich einig waren – und 
das war die Ablehnung der Atomenergie.“2

Weil die Blockaden und Besetzungen nicht zum Ziel führten, 
„wollten wir Grünen diesen Protest in die Parlamente tragen“, so 
Trittin. „Später haben wir versucht, in den Bundesländern, in 
denen wir regiert haben, über eine sehr konsequente Auslegung 
der Sicherheitsstandards die Anlagen stillzulegen. Das ist geschei-
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tert, weil sie zu diesem Zeitpunkt so rentabel waren, dass sich die 
Betreiber jede Nachrüstung leisten konnten.“ Was der Vater des 
Atomausstiegs hier nebenbei erwähnte, ist die Bestätigung eines 
Vorwurfs, den Fachleute aus der Branche schon lange erheben: 
Den Grünen-Politikern und ihnen nahestehenden Beamten in 
den Aufsichtsbehörden sei es weniger darum gegangen, die Si-
cherheit der Kernkraftwerke zu erhöhen, sondern in erster Linie 
darum, den Betreibern möglichst viele Schwierigkeiten zu berei-
ten – bis diese aufgeben.

Wer sich bei der Umsetzung dieser Strategie besonders her-
vorgetan hatte, war Trittins späterer Kabinettskollege Joschka 
Fischer. Bevor Fischer 1998 Bundesaußenminister wurde, war 
er Landesumweltminister der rot-grünen Regierung in Hessen. 
Dort setzte er sich mit aller politischen Raffinesse dafür ein, 
dem Energieversorger RWE den Betrieb des Kernkraftwerks 
im südhessischen Biblis so schwer und so teuer wie möglich zu 
machen. Umweltminister Fischer und sein für die Atomaufsicht 
zuständiger Abteilungsleiter Wolfgang Renneberg führten we-
gen Biblis einen genehmigungsrechtlichen Dauerstreit mit dem 
Bundesumweltministerium unter CDU-Minister Klaus Töpfer. 
Der Streit eskalierte, als Töpfer 1994 eine förmliche Weisung an 
Fischer erteilte, den abgeschalteten Block A des Kraftwerks Biblis 
wieder anfahren zu lassen. Offiziell sträubte sich Fischer dage-
gen. Angeblich wegen Sicherheitsbedenken. Er pochte auf Nach-
rüstungen, die sein Ministerium allerdings durch eine restriktive 
Genehmigungspraxis erschwerte. Doch in einem Strategiepapier 
seines Abteilungsleiters Renneberg, aus dem das Nachrichtenma-
gazin Focus zitierte, wird deutlich, dass die Sicherheitsbedenken 
nur vorgeschoben waren – als Mittel zum Zweck im politischen 
Machtkampf.

07341_Graeber_Akte_Atomausstieg.indd   1507341_Graeber_Akte_Atomausstieg.indd   15 1/27/2025   10:32:25 AM1/27/2025   10:32:25 AM




